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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
- Wahlprüfungsangelegenheiten - 


betr. Einspruch des Heinz Neubert, Amsterdam, Postanschrift Düsseldorf, gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 
— Az. 9/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Nichtzulassung der „Intereuro" als Partei 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 7. Juni 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 9/72 - des Heinz Neubert, 
Amsterdam, Postanschrift Düsseldorf, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 21. November 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 4. Dezem- 
ber 1972 - hat der Einspruchsführer von Amster- 
dam aus Einspruch gegen die Wahl zum 7. Deut- 
schen Bundestag eingelegt. 

Der Einspruchsführer hatte bereits gegen die 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag unter dersel- 
ben Düsseldorfer Postanschrift Einspruch einge- 
legt. Der Einspruch wurde damals zurückgewie- 
sen, weil der Einspruchsführer es unterlassen 
hatte, innerhalb der vom Ausschußvorsitzenden 
gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 2 des Wahlprüfungsge- 
setzes (WPG) gesetzten Frist seinen Einspruch 
zu begründen (Drucksache VI/355). 

In seiner Einspruchsbegründung vom 21. Novem- 
ber 1972 führt der Einspruchsführer aus, durch 
Beschluß des Bundeswahlausschusses sei die Par- 
tei der europäischen Realisten „Intereuro 11 von 
der Wahl ausgeschlossen worden. 

In der 1. Sitzung des Bundeswahlausschusses für 
die Bundestagswahl 1972 am 12. Oktober 1972 j 
wurde die „ Intereuro " nicht als Partei anerkannt, 
da sie keine der im § 29 a Abs. 1 Bundeswahl- 


ordnung geforderten Unterlagen erbracht hat und 
mithin eine Gültigkeitsanzeige nicht vorliegt (s. 
Niederschrift der genannten Sitzung S. 4). 

Der Einspruchsführer erklärt, eine Klagebegrün- 
dung werde nachgereicht, macht dann aber län- 
gere Ausführungen, die sich nicht auf die Vor- 
bereitung bzw. Durchführung der Wahl beziehen. 
Mit Schreiben vom 8. Dezember 1972 wurde der 
Einspruchsführer gebeten, seinen Einspruch näher 
zu begründen und mitzuteilen, wo er polizeilich 
gemeldet sei. Da der Einspruchsführer nicht auf 
dieses Schreiben reagierte, wurde ihm unter Be- 
zugnahme auf § 6 Abs. 1 a Nr. 2 WPG am 13. 
März 1973 vom Vorsitzenden eine Frist bis zum 
31. März 1973 gesetzt, die Begründung nachzu- 
reichen. Wegen Unzustellbarkeit - das Schreiben 
war an die postlagernde Anschrift in Düsseldorf 
gerichtet - kam das Schreiben am 28. März 1973 
zurück. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 19 Abs. 3 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
hat der Bundeswahlausschuß für alle Wahlorgane 
verbindlich festzustellen, welche Vereinigungen ihre 
Beteiligung an der Bundestagswahl angezeigt haben 
und ob sie als Partei anzuerkennen sind. Durch das 
Gesetz über die politischen Parteien (Parteienge- 
setz) vom 24. Juli 1967 ist der Begriff einer Partei 
gesetzlich festgelegt. Danach sind Parteien Vereini- 
gungen von Bürgern, die dauernd oder für längere 
Zeit für den Bereich des Bundes oder eines Landes 
auf die politische Willensbildung Einfluß nehmen und 
an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundes- 
tag oder einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie 


nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnis- 
se, insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer 
Organisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und 
nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine 
ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit ihrer 
Zielsetzung bieten. Mitglieder einer Partei können 
nur natürliche Personen sein. 

Die Bestimmungen des § 19 Abs. 3 BWG, wonach 
der Bundeswahlausschuß die entsprechenden Fest- 
stellungen für alle Wahlorgane verbindlich zu tref- 
fen hat, schließt nicht aus, daß diese Feststellungen 
im Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens nachge- 
prüft werden können. 

Die angeführten Feststellungen des Bundeswahlaus- 
schusses mit der Folge, daß die „Intereuro 11 die Vor- 
aussetzungen des § 29 a BWG nicht erfüllt habe, 
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weshalb sie als Partei nicht zu den Bundestagswah- 
len zugelassen werden dürfe, treffen zu. Der Ein- 
spruchsführer hat auch weder in seiner Einspruchs- 
begründung Tatsachen behauptet, die den Beschluß 
des Bundeswahlausschlusses in Frage stellen kön- 
nen, noch hat er innerhalb der vom Ausschußvor- 


sitzenden gesetzten Frist entsprechende Tatsachen 
nachgereicht. Da die anderen Ausführungen des Ein- 
spruchsführers wahlrechtliche Bestimmungen nicht 
betreffen, war sein Einspruch gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 2 und 3 WPG als offensichtlich unbegründet zu- 
rückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehnmg 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage beige- 
fügt ist, unter den dort genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erho- 


ben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 
— beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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